
 

 
Informationsblatt Datenschutzrechte allgemein 

 
Verschiedene Fachämter und Fachstellen beim Magistrat der Stadt Fulda verarbeiten per-
sonenbezogene Daten, soweit dies für die Durchführung der jeweiligen Verwaltungsverfah-
ren erforderlich ist.  
 
Sobald personenbezogene Daten in einem Verwaltungsverfahren verarbeitet werden, er-
halten die betroffenen Personen von den jeweiligen Fachämtern und Fachstellen Informa-
tionen über den Verarbeitungszweck, die Rechtsgrundlagen, den Umfang und die Art der 
personenbezogenen Daten, die Dauer der Speicherung und die etwaige Übermittlung der 
Daten.  
 
Die betroffenen Personen haben nach Maßgabe der jeweiligen Fachverfahren die nachfol-
genden Datenschutzrechte, die die betroffenen Personen gegenüber dem Magistrat der 
Stadt Fulda bzw. dem Oberbürgermeister der Stadt Fulda geltend machen können. Ver-
antwortlich ist das jeweilige Fachamt bzw. Fachstelle. Es besteht aber auch die Möglichkeit, 
sich an den behördlichen Datenschutz zu wenden. 
 
Auskunftsrecht der betroffenen Person (Art. 15 EU-DSGVO) 
 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung dar-

über zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; 
ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten 
und auf folgende Informationen: 
a) die Verarbeitungszwecke; 
b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden; 
c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personen-

bezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, insbe-
sondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen; 

d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert 
werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser 
Dauer; 

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 

f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 
g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wer-

den, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten; 
h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 

gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussage-
kräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die an-
gestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

 
(2) Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organi-

sation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten Garan-
tien gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu wer-
den. 

 
(3) 1Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand 

der Verarbeitung sind, zur Verfügung. 2Für alle weiteren Kopien, die die betroffene 
Person beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grund-
lage der Verwaltungskosten verlangen. 3Stellt die betroffene Person den Antrag elekt-
ronisch, so sind die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Ver-
fügung zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt. 

 
(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten ande-

rer Personen nicht beeinträchtigen. 

https://dsgvo-gesetz.de/art-22-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-46-dsgvo/


 

 
Recht auf Berichtigung (Art. 16 EU-DSGVO) 
 

1Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berich-
tigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. 2Unter Berück-
sichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Vervoll-
ständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer ergänzenden 
Erklärung – zu verlangen. 
 
Recht auf Löschung (Art. 17 EU-DSGVO) 
 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie 

betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verant-
wortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern ei-
ner der folgenden Gründe zutrifft: 

 
a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf 

sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. 
b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung 

gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, 
und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung. 

c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Ver-
arbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verar-
beitung vor, oder die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Wider-
spruch gegen die Verarbeitung ein. 

d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet. 
e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforder-
lich, dem der Verantwortliche unterliegt. 

f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der In-
formationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben. 

 
(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er 

gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, 
auch technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personen-
bezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person 
von ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Ko-
pien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 
 

a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 
b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht 

der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, 
oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde; 

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3; 

d) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder histo-
rische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, 
soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele 
dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

e) zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
 
  

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-21-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-21-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-8-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/


 

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 EU-DSGVO) 
 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der 

Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 
 

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der betroffenen Person bestrit-
ten wird, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die 
Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen, 

b) die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene Person die Löschung der per-
sonenbezogenen Daten ablehnt und stattdessen die Einschränkung der Nutzung 
der personenbezogenen Daten verlangt; 

c) der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbei-
tung nicht länger benötigt, die betroffene Person sie jedoch zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt, oder 

d) die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Ab-
satz 1 eingelegt hat, solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des 
Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. 

 
(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese personenbe-

zogenen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwilligung der betroffe-
nen Person oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprü-
chen oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen Person 
oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines Mit-
gliedstaats verarbeitet werden. 

 
(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 er-

wirkt hat, wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung auf-
gehoben wird. 

 
Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 EU-DSGVO) 
 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, 

die sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen 
und maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem 
anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die per-
sonenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern 

 
a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a o-

der Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 
1 Buchstabe b beruht und 

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 
 
(2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die be-

troffene Person das Recht, zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von 
einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit 
dies technisch machbar ist. 

 
(3) 1Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels lässt Artikel 17 un-

berührt. 2Dieses Recht gilt nicht für eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer 
Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentli-
cher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 

 
(4) Das Recht gemäß Absatz 1 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht be-

einträchtigen. 
  

https://dsgvo-gesetz.de/art-21-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-17-dsgvo/


 

 
Widerspruchsrecht (Art. 21 EU-DSGVO) 
 

(1) 1Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezoge-
ner Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f erfolgt, Wider-
spruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profi-
ling. 2Der Verantwortliche verarbeitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei 
denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die 
die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder die 
Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen. 

 
(2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direktwerbung zu betreiben, so hat 

die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung sie 
betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; 
dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung 
steht. 

 
(3) Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, 

so werden die personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. 
 
(4) Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit 

ihr ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; 
dieser Hinweis hat in einer verständlichen und von anderen Informationen getrennten 
Form zu erfolgen. 

 
(5) Im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der Informationsgesellschaft kann 

die betroffene Person ungeachtet der Richtlinie 2002/58/EG ihr Widerspruchsrecht 
mittels automatisierter Verfahren ausüben, bei denen technische Spezifikationen ver-
wendet werden. 

 
(6) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Si-

tuation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender personenbe-
zogener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder 
zu statistischen Zwecken gemäß Artikel 89 Absatz 1 erfolgt, Widerspruch einzulegen, 
es sei denn, die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im öffentlichen Interesse liegenden 
Aufgabe erforderlich. 

 
Beschwerderechte 
 
Die betroffene Person hat das Recht, sich bei Fragen oder Beschwerden an die zuständige 
Aufsichtsbehörde zu wenden. Diese ist der Hessische Beauftragte für Datenschutz und In-
formationsfreiheit, Gustav-Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden (www.datenschutz.hes-
sen.de). 

 
Die betroffene Person kann außerdem jederzeit den behördlichen Datenschutzbeauftragten 
kontaktieren. Die Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten beim Magistrat 
der Stadt Fulda sind: 
 
Magistrat der Stadt Fulda, Datenschutzbeauftragte, Schlossstraße 1, 36037 Fulda;  
E-Mail: datenschutz@fulda.de; Telefon: 0661/102-1300; 
Web: www.fulda.de/rathaus-politik/datenschutzbeauftragte  
 
 
 
 
 

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32002L0058
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
http://www.datenschutz.hessen.de/
http://www.datenschutz.hessen.de/
mailto:datenschutz@fulda.de
http://www.fulda.de/rathaus-politik/datenschutzbeauftragte

